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A. Unfang und Zweck der Genossenschaft

Art. 1 Unfang, Nane, Sitz

Die jeweiU-gen Eigentüner der Grunclstilcke i.n Beizugsgebj_et der
Unterhaltsorganisation Kappel a.A. gemäss Uebersichtsplan L:5000
bil-den eine öffentlich-rechtliche Genossenschaft gemäss $$ +g tf
und 100 ff d.es lantlwirtscbaftsgesetzes vom 2. September 1979 (Ic)
mit dem Naraen rUnterhaltsgenossenschaft Kappel a.A. I und Sitz in
Kappel a.A.

Das Belzugsgebiet uüfasst Grundstücke ln Gemeindeteil Kappel, Ge-

neincle Kappel a.A. unal in der Einwohnergeneind.e 3aar. Für ilie Ge-

nossenschaft gelten das lG mit cler dazugehörenden Verordnung und

tiie vorliegenden Statuten.

Art. 2 Zweck

Die Genossenschaft sorgt als Rechtsnachfolgerin der Bodenverbesse-

rungsunternehnen für den regel-mässigen Unterhalt der im Uebersichts-
plan 1:5000 und in den Uerkpläinen l-:l-000 enthaltenen Anlagen uncl

lst für nachträg1ich zu ersteltende Bodenverbesserungsanlagen zu-
ständig.

B. Aufsicht

Art. f Aufsicht

Für clen Vollzug dieser Unterhaltsordnung untersteht die Unterhalts-
genossenschaft in administrativen Belangen der Aufsicht des Bezirks-
rates Affoltezn a.A. und der Oberaufsicht d.er Direktion,cler Volks-
wirtschaft des l(antons Zürich. Die technische Aufslcht übt

das kantonale Meliorations- und -trermessungsamt bzw. das kanto-
nale Oberforstant aus. Diese beitlen Amtsstellen sind be-
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fugt, dlie ihnen notwendig erscheinenden Arbeiten anzuordnen

und nötigenfalls auf Kosten cler Unterhaltsgenossenschaft aus-

führen zu lassen.

Art. 4 Jahresbericht

Die Unterhaltsgenossenschaft orientiert clen Bezirksrat uncl

die Direktion der Vofkswirtschaft aIljährlich ilurch einen kur-
zen Bericht über die Geschäfts- und Kassafü,hrung.

C. 0rganisation

Art. 5 Organe

Dle Organe der Unterhaltsgenossenschaft sind:
I. die Genossenschaftsversa.nmlung

2. der Vorstand

J. die Rechnungsrevisoren

Art. 6 Genossenschaftsversannlung

Die Genossenschaftsversamnolung f indet orclentlicherweise einnal

im Jahr statt. Sie findet ausserordentlicherrveise siatt
- auf Beschluss des Vorstandes

- auf $chriftLiche Eingabe von mindestens den sechsten teil
s&imtlicher I'titglieder.

Für die Bekanntmachungen, die Beschl-ussfähigkej-t, das verfahren'

die Stellvertretung und für die ',{ahl a1s Genossenschaftsorgan

gelten a:-e $$ 47, 56, 59, 60, 51 I,G.

Filr die Beschlüsse und I'iahlen d'er Genossenschaftsversaomlung

ist die elnfache Mehrheit, für eine Statutenrevision sincl
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zwel- Drj.ttel cler abgegebenen Stimmen erforderli-ch.

Die Neuwahl-en des Vorstandes und der Rechnungsrevisor.en haben
nach der ersten vol.J-en Amtsdauer von 4 Jahren jeweils 5_o gleichen
Jahr siattzufinden wie diejenigen der Geneind.ebehörd.en.

Art. 7 Zuständigkeit der Genossensch4lof,svsrsammfung

Der Genossenschaftsversanml-ung stehen zu:
l. Festsetzwrg der Statuten
2. lfah1 des Vorstandes und dessen Präsiclenten

5. llabL von zwei- Rechnungsrevisoren

4. Abnahne d.es Jahresberichtes unal iler Jahresrechnung solrie
Genehnigung des Budgets

5. Beschlussfassung über d.ie Erhebung von Unterhaltsbeiträgen
und über d.ie Höhe des Seitragssatzes

6. Beschlussfassung. über den Kauf und Verkauf von feltl- u.nd ',r'ald-
grundstücken äer Genossenschaft

7. Festsetzung der Entschädigüng für tlen Vorstand und clie Rechnungs-

revi-soren
8. Beschlussfass\rng über d.ie Erweiterung tles Aufgabenkreises der

0enossenschaft

9. Beschlussfassung über die teilrvelse oder gänzliche Liqrridation
der Genossenschaft, fal-Is ihre Aufgaben von einer andern Körper-
schaft übernomnen lrerden.

Itrt. B Vorstancl

Der Vorstancl setzt sich aus J Mitgliedern zusanmen. Er wählt
aus seinein Kreis den Vizepräsidenten, d.en Kassier und den

Aktuar.
Er kann als Aktuar und als Rechnungsführer Aussenstehende beiziehen,
cllese haben beratende Stimme.
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Art. 9 Aufgaben des Vorstandes

Der Vorstand besorgt säimtliche Angel-egenheitenr die nicht eineo

andern Organ übertragen sincl.
Es komnen ihn insbesondere folgencie Aufgaben zu:

1. Vorbereitung und Vollzug cler Beschlüsse der Genossenschafts-

versa.rmlungl

2. Vervral-tung der Genossenschaft ;

5. Vertretung der Genossenschaft vor 3ehörden, Gerichten unil

Drittpersonen;
4. Erl-ass von l'leisungen und Abschl-uss von Rechtsgeschäften über

die Benützung ocler ilas Eigentwn an den gemelnsqnen Anlagen;

5. Beschlussfassung über Perj:neteränderungen und. Entlassungen

aus del l4itgliedschaft ;

6. a) Kontrolle a1ler Anlagen;

alljährlich nindestens einmalige Kontrolle der llege und

Schächte, periodische Kontrolle der Vernarkung und tler
übrigen Anlagen;

b) Durchftihrung der Unterhalts- urrd Instandstellungsarbeiten
an den Anlagen, insbesondere:
Sankettschnelden, Oeffnen der Strassengräben, Bekiesen und

lilalzen der l,/ege, Entfernen des l,aubes auf l{aldvegen'

Reinigen der Einlauf- und Kontrollschächte, der Entwässe-

rungsleitungen sor'rie der offenen und eingedolten Ge't'rässer,

Ersetzen von beschäd.igten lntträsserungsanlagen.
Diese Aufgaben kann der Vorstand an Flurvrarte übertragen.

?. !/ahl- der Fluruarte und Aufsteflung des Pflichtenhefts;
g. Beschlussfassung über clringliche einaalige Ausgaben' die

!n Budget nicht enthalten sind, bis zu einen Gesantbetrag

von Fr. 5rOOO.-- pro RechnungsJahr;

$. Prüfung von Gesuchen für neue Bodenverbesserungen und i/eiter-
Ieitung an die zuständigen Behörd.en;
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10. Nachführung cles Uebersichtsplans 1:5000 und der r,,Ierkpl-äne

l-:1000;
11. AntragsteJ-lung an den Geneind.erat auf Zuueisung angenessener

Beiträge;
12. Einholen der 3ervilIigtmg der Direktion der Volksuirtschaft

für Perineteränderungen und für dj-e EntLassung aus d.er l.!it-
gliedschaft sowie für die Aufhebung, Veräusserrng oaler Ab-
finilerung von Sod.enverbesserungsanlagen I

l-J. Aufstellung des Jahresberichtes uncl lieiterl-eitung an die Auf-
sichtsbehöralen.

Art. 10 Aufgaben cler Vorstand.sroitg3-ied.er

Der Präsident ocler bei dessen Verhintlerung d"er Vizepräsident
leitet d.ie Genossenschaftsversamnlung uncl d.ie Vorstandssitzrmgen.
Der Präsitlent oder der Vizepräsiilent ist je zusanilnen nit d.en

Aktuar ocler Kassier lcollektiv zelchnungsberechtigt .

Der Aktuar fijhrt das Protokoll uncl besorgt clie schriftlichen Ar-
beiten des Vorstandes.

Der Kassier ist verantr,rortlich für die gesante Rechnungsführung

und ftir d.ie stetige Nachfi.ihrung des Verzeicirnisses der Genossen-

schaftsnitgl-ied.er.

Art. Ll Reehnungsrevisoren

Die Rechnungsrevisoren sinil verpflichtet, bein Kassier jährlich
minilestens eirueal- unangemeldet eine Kassa-, Buch- und 'r'Iertschrif-
tenkontrolle durchzuflihren und über das Ergebnis cern Vorstand
scbriftlich zu berichten.

Art. 12 Entschäd.igung

Den Mitgliedern des Vorstandes uncl tlen Rechnungsrevisoren lterden

die Barausl-agen vergütet. Ausserdeo beziehen sie für ihren Yer'-
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waLtungsalienst die von der Genossenschaftsversa.onlung zu be-
stJmmenden Entschädigungen. Die Sitzungs- uncl Taggelder ent-
sprechen den Ansätzen der Geraeinclebehörden.

D. Finanzlelles

Art. 15 Finanzierung cles Unterhalts

Die Kosten cles Unterhalts bestreitet die Genossenschaft:
1. aus clen Unterhaltsfonils uncl dessen Zinsen;
2. aus den Unterhal-tsbeiträgen der GenossenschaftsnitgJ-ied.er;

5. aus den Seiträgen der lleg- und. Sondernutzungsberechtigten
(^e,rt. re);

4. aus d.en vom Vorstanil auferlegten Bussen (Art. Ze;;
5. aus den Jagd.pachterträgnissen geraäss $ I des Gesetzes hber

Jagd- und Vogelschutz vom 1.2. i'tIai I929t
6. aus tlen Beiträgen der Gemeind.e Kappel- a.A.

für Leistungen der Genossenschaft, die im öffentlichen Interesse
J-iegen.

Ausscheiclenden Genossenschaftsnitgl-iedern steht kein Abfindungs-
anspruch aus deo Vernögen der Oenossenschaft zu.

Art. 14 Unterhal-tsbeiträge

UnterhaLtsbeiträge müssen erhoben werden, venn slch aus den Budget

ergibt, d.ass im kommenden Rectnungsjahr das Vermögen unier d.en

Betrag von Fr. 601000.-- sinken wLtrde. Dabel sind die Belträge so

zu bemessen, d.ass clas Vermögen der Genossenschaft nach spätestens
tlrei Jahren wied.er einen Aktivsaldo von nind.estens p1. 60rOOC.--

aufneist. Die llöhe des Beitrags benisst sich nach der F1äche des

Gruncleigentuars im Beizugsgebiet. Der Vorstand. kann einen llindest-
beitrag festsetzen. Dis Staatswaldungen leisten nit 50 I der einbe-
zogenen tr'läche Unterhaltsbeiträge.
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Art. 15 Si-chersteJ.lung

Der Vorstancl 1st berechtigt, d.ie gesetzllchen Pfandrechte zugun-
sten d.är Genossenschaft in Grund.buch eintragen zu lassen, sobalci
die Seiträge uncl Sonderbeiträge rechtskräftig festgesetzt sind
und die Kornoisslon ei-ne pfandrechtLiche Sicherstellung cler For-
clerung filr angezeigt häl-t.

In FaLle einer Zlrangsverr.rertung über d.ie beteiligten Grundstücke

nacht der Vorstand derc Betreibüngsamt von den Rechten und Pflichten
ttes Betriebenen gegenüber der Unterhaltsgenossenschaft I'titteiJ-ung
und neldet die Ansprüche d.er Genossenschaft an.

E. Eigenturn unil Nutzung

Art. 16 Eigenturo

Eigentura und. Verfügungsrecht säntlicher Änlagen gemäss Ueber-
sichtsplan und lferkpltinen stehen !n Rahnen der gesetzlichen Be-

schränkungen der Unterhaltsgenossenschaft zu. Die üege sind in
Grundbuch als Ej-gentum cler Unterhal-tsgenossenschaft einzutragen.

Jed.e Aufhebung, Veräusserung oder Abänderung der Aniagen sonie
Entlassungen aus den Beizugsgebiet beditrfen cler @nehnigung d.urch

die Direktion der Volksr.rirtschaft.

Art. 17 llegrecht

Auf säntl-ichen llegen, cU.e clieser Unterhaltsorclnung unterstehent
bestehen das Fuss- und Fahrvegrecht für land- und forstvirtschaft-
llche Zwecke sowie zugtursten der Allgueinheit ej-n unbeschränktes

llegrecht fi.ir Fussgänger und, solteit nicht rechtmässig verboten,
für Radfahrer.

Zur Abr,rendu.ng ü-bernässiger Beanspruchung der llege veranlasst
der Vorstandl die notweridigen behörd.lichen Fahr- und Reitverbote
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für d.en nlcbtland.- und -forstwirtschaftlichen Verkehr.
Der Geneinclerat ist ilarilber zu orientleren.
Der Vorstand kann unter Betljrgungen (siehe Art. fB) Fabr- und

Reitbewilligungen auf d.en llegen erteiJ.en.

Art. I8 Sond.ernutzuagen

Vird ein l'Ieg otler eine andere Anlage von einero elnzellen Gruacl-

eigentüner oder von Dritten mit Sewil-l-igung d.es Vorstand.es über-
gebührJ-ich oder and.ers als land.- und. forstlrirtschaftlich benützt,
go kann cler betreffende Benützer zv einen angenessenen einrnaligen
oder wiederkehrenden Unterhaltsbeitrag oder zu.n alleinigen Unter-
halt der betreffend.en Anlage verpflichtet nerden.

Die ZuJ-eitung von 0berflächenrlasser, gereinigter Abr.rässer uslr.
in die Drainageleitungen od.er Vorfluter ist nur mit staatl-icher
Genehnigung statthaft. Der Yorstand. ist verpflichtet, vor Baube-
glnn den Amt für Ger.rässerschutz und i{asserbau und clen lleliorations-
unil Vermessungsa.nt je ein Gesuch um BelriLLigung der Abr.rasserzu-

leitung ejlzureichen.

A:ct. 19 Pflichten iler Grund.eigenttimer, bzr'r. der Bewirtschafter

Die Grundeigentümer oder Bevirtschafter haben alles zu unterlassen,
was zu elner Schäcligung d.er gemeinsamen Anlaganführen könnte, und

al-l-es zu tun, uas d.eren UnterhaLt erleichtert.

Insbesondere sincl sie verpflichtet:
I. den Vorstancl u.rogehencl zu benachrichtigen, sobald sich Instancl-

steLlungs- oder Ergänzurrgsarbeiten an den frrtr,'äeserungen oder
llegen a1s nötig err.reisenl

2. bei der Feldbestellung un<l bei l'laldarbeiten die 'l'lege, insbe-
sondere die Bankette zu schonen, bej-n Pfliigen ginen Abstand

von mindestens 50 cm von cier Sekies on#i#r,ffiun, au"
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Hol-zschJ.eifen auf llegen auf das absolute l,linj-num zu beschrtin-
ken, bei ungünstiger l'ütterung zu unierlassen solrie nach den

tr'eId- und l'Ialdarbeiten die l'/ege zu rel-nigen;

5. die l,trarksteine und weitere Grenz- und Vermessungszelchen zu

schonen und sichtbar zu halten. Ausgefahrene und beschäd.igte

I'larksteine etc. r'rerrlen auf Kosten der Verursacher neu geseizt;
4. Grabarbeiten, Abgrabungen und. Auffijl-lungen ohne Genehnigung des

Vorstand.es zu unterlassenl insbesondere ist es ihnen untersagi,
eigerurächtig leitungen zu öffnen und zu reinigen sovie Zul-ei-
tungen oder Stauvorrichtungen zu erstellen;

5. keine Bäu.oe in geringerer Entfernung a1s sieben l.Ieter von clen

Dralnagen zu setzen. Bel Neupflanzuigen slnd dle l'leisungen

des Vorstandes einzuhol-en. l'Ienn erford.erlich, sincl d.ie Saun-

relhen clurch clen l{achführungsgeometer auf Kosten tles Pflanzers
abzustecken;

6. das Erstellen von festen Einfried.ungen in geringerer Entfenrung
al-s 50 cm von ilen l{eggrenzen zv unterlassen;
das Gebiet tler l{ege bis auf elne IIöhe von 4,5 m von überhängen-

d.en Aesten freizuhalten und. d.ie Sträucher auf die l{eggrenze

zurückzuschnej.tlen; in übrigen bleibt $ fZZ fC zum ZGB vorbe-
halten;

7. die Abfuhr cies geschürften Materials selbst zu erlecligen;
B. bei lnstandstellungs- und Ergäuzungsarbeiten die vorübergehen-

de Ablagerung von Erdrnaterial, Röhren usv. auf ihren Grund-

stücken unentgeltl-ich zu dulden; entstehen cladurch grössere

Schäden, so ltann d.er Vorstand eine angenessene ilntschäcligung
festlegen;

9. den I'Iiigliedern des Vorstands, deo Flurnart uncl den Tertreiern
cler Äufsichtsbehörcien jederzeit den Zutritt zu den rlnlaSen für
Kontrollen und Reinigungsarbeiten zu Sestatten.
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Verstösst ein Grund.eigentünrer oder Belrirtschafter gegen diese
lfJ-ichten, so hat er ftir den d.araus entstehenalen Schaden aufzu-
koonen (vg1. auch Art. 28).

F. Nicht lrn Digentu.ol der Genossenschaft stehencle Anlagen und Flur',;ege

Art. 20

Der Unterhalt von Flunregen (.{tnstösserliegen) ocler anderer Anlagen ,.

die nicht iLn Eigenturo d.ör Genossenschaft stehen, ist grundsätzlicLr
Sache d.er betreffend.en Eigentüner.

Dle Genossenschaft karur private Anlagen unter Bedingr:ngen
(vg1. Art. 25 und Art. 27) in Eigenturn urdUnterhalt übernehnen.

G. Neuanlagen

Art. 2I ALl-geneines

Erweist es sich a1s nötig oder ldjnschbar, in Be'izugsgebiet der Ge-

nossenschaft neue Bodenverbesserungen, r.lj-e llege oder Dntvässe-
rungen, tlurchzuführen, oder eine bestehend.e Anlage übcr den bis-
herigen ?eri-neter hinaus zu ergänzen, oder lrerd.en ausnahnsr*eise
fnstanclstel-lungsarbeiten, die einer lleuerstellung gleichkonmen,
mit neuen staatlichen Beiträgen ausgefütrrt, so rJ-chtet sich das

Verfahren nach den Bestinmungen d.es LG oder anderer einschlägige::
Gesetze über Entr'rässerungen und über den l{rybau, unter Vorbehalt
d.er nachf olgenden Bestlnrculgen.
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Art. 22 Organisation

Rechtsträgerin cles neuen Unierneh.mens ist die Unterhaltsgenossen-

schaft. Gegenüber Behörden, Gerichten und Drittpersonen vertritt
der Vorstand. das neue Unternehmen.

An den das neue Unternehmen betreffenclen Abstimmungen sind' nur

diejenigen Oruncleigentüner stimnberechtigt, deren Grundstücke

in das neue Unternehsen ei-nbezogen r'terden sollen.

Art. 2J Bauausf lihrung

Die Oberaufsicht steht in Feld dera kantonalqrMeliorations- und

Vermessungsamt, in l'lald. den kantonalen oberforstarat zu. Diese

Aemter genehnigen die Baupläne, die Bauverträge und bestircnen

den Baubeginn.

Art. 24 Rechnungsnesen

Ueber die Ausfijhrung der Neuanlagen ist gesondert Rechnung zu

fäliren. Das Baukapital kann von cler Genossenschaft zur verfügung

gestellt nerclen.

Art. 25 Kostenverleger und Zahlung

Sogeit das neue Unternehmen lecliglich die Instandstellung bestehen-

der Anlagen bezvreclct, sollen die Restkosten, die sich nach Abzug

der öffentLichen Beiträge ergeben, aus alem unterhaftsfoncs ge-

deckt nerden.

Bei neu zu erstellenden Anla6en sind dj-e Restkosten von den unnitter -
bar beteiligten Grundeigentüraern nach llassgabe des llutzens zu t:'ase::.

Ausserdern ist ein Betrag von mindestens 2 16 der Bausunroe auszti-

scheiden, der an die Genossenschaft zu überweisen j-st als einna-

tiger Beitrag an die unterhaltskosten der neu geschaffenen !.nlagen.
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Der Kostenverleger ist den beteiligten Grunileigentlinern während.

20 tagen zur Einsichtnahne aufzulegen.

Einsprachen sind den vorstand r.rährend der Auflagefrist einzureichen

Die Kosten können in Raten bezahlt werden. Der Vorstand. beschU-esst
die Anzahl- tler Raten und den Zahlungsbeginn.

Art. 26 Abschluss

Nach Abschluss der Bauarbeiten ist gemäss den !/eisurrgen des kanto-
nalen Mel-iorations- und Vermessungsarates bzrv. des kantonalen Ober-
forstamtes die SchLussabrechnung zu erstellen. Die Schlussabrech.nung
ist clurch die Rechnungsrerrisoren zu prüfen und vom Vorstand sor,'ie
von der Versanmlung der beteiligten Grundeigentijcrer zu genehnigen.

Art. 27 Unterhalt von neuen lnlagen

Die Genossenschaft ist verpflichtet, den Unterhalt der }leuanlagen
gemäss Abschnitt G. zu übernehmen.

Neue Anlagen sind in Uebersichtsplan 1:5000, neue Entliässeru-ngs-
leitungen ausserd.em in den Werkplänen I:1000 ej-nzutragen.

H. Ordnungsbuse und. Rechtsmittet

Art. 28 Bussen

Der' Vorstantl ist berechtigt,. die Grundeigentümer bzv. Ber*j-rtsehafier,
die seinen Änordnungen keine Folge leisten, mit elner Ordnungs-
busse bis zu Fr. 2OO,- zu belegen und nötigenfalls die thnen ob-

Iiegenden Arbeiten. zu ihren Lasten durch Dritte besorgen zu lassen.
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Art'. 29 Rechtsroittel

Beschlüsse der Genossenschaftsversamlung uncl cles Vorstandes
können bej-n Bezirksrat Affoltern a.A. lnnert 20 Tagen angefochten
werden.

Gegen Beschlüsse, clie cler Vorstancl bel der Durchfijhrung eines
neuen Unternehnens (Abschnitt G) fasst, können die Beteiligten
innert 20 Tagen, von tler l4itteiJ-ung an gerechnet, bei-m Vorstand
schriftLich Einsprache erheben. Der Vorstanil verfährt nach

$ zo r,e.

Streitigkeiten über clen Bestand oder tlen Umfang privater Rechte

sincl tlagegen vor clen ortlentlichen Gerichten auszutragen.
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I. Uebergangs- und Schlussbesiimmungen

Art. 30 Inkrafttreten

Vorliegende Statuten lrurden von der heutigen Genossenschafts-
versarnmlung beschJ-ossen. sie treten, vorbehältlich der Geneiraigung
dlurch den Reglerungsrat, aF heutigen Tag in lfuaft. Oleichzeitig
treten die Statuten der alten Genossenschaften, deren Aufgaben
ilurch die vorliegende übernornmen r.rurden, ausser Kraft.

Dlese Unterhaltsordnung liann d urch d ie Genossenschaf tsvelspnnfpllg
nur nit Genehrnigung iles Regierungsrates abgeändert oder ausser
Kraft gesetzt werden.

r(aprr4 a. d. , den //A' &^"* /?d/

Der Präsid.ent:

/: t z-z,t;**--
Der Aktuar:

lt uw
Vom Regierungsrat an IO, 2.1982
genehmigt.

nit Seschluss llr. arz

Yor den Regieru.:cgsi:at

-ü;[hreiber:




